
Bis August 1S81 mußte in ii Fällen festgestellt werden, daß 
trotz eindeutig bewiesener Versuche des ungesetzlichen Grenzübe 
tritts von polnischer Seite kein Ermi 11 lur.gsver f ahnen einoelei- 
tet, sondern di.e 11 DDR-Bürger auf der Grundlage des GrenzabKOf» 
mens kurzfristig an die DDR übergeben wurden«

Das Zuss!nmstVrvir*kgn mit den MfAA , insossonclsrs bei der konsula­
rischen Betreuung inhaftierter Ausländer entsprach inhaltlich 
und organisatorisch den Erfordernissen.

Es wurden 103 (1980: 185) 
74 (72 % - 1980: 79 %) nii 
tung der BRD in der DDR.

Konsularbesuche durchgeführt, davon 
Mitarbeitern der Ständigen Vertre-

Versuche der Ausland-svertreier, bei den Konsularbesuchen ihre 
Kompetenzen zu überschreiten, sind inf o3Tg:e^des konsequenten 
Auftretens dagegen zurückgegangen. Festzüs'tellen sind jedoch, 
insbesondere seitens der Mitarpeiier der S.tsndicen Vertretung
der BRD in der DDR, veps t a r er s u c h e; Ün
beim Vollzua der Unrertsuchuhgshaf t festzust

Unzulänglichkeiten 
eilen und das zürn

Anlaß für diplomatische Aktivitäten zu nehmen.

Auf der Grundlage von bewiesenen Untersuchungsergebnissen wur­
den dem MfAA erneut Materialien für diplomatische Proteste zur 
Verfügung gestellt.

Wiederholt wurden ausländische Vertretungen 
das MfAA veranlaßt, zur Identifizierung von 
Bürgern ihrer Länder beizutragen.

in der DDR über 
festgenommenen

Gemeinsam mit dem MfAA, dem MdI und der Zollverwaltung Konnten 
einheitliche Auffassungen zur Anwendung des Ausweisungsgewahr­
sams erarbeitet und seitdem danach verfahren werden.


